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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mit einem weiteren Positionspapier «Perspektiven liberaler Lebensgestaltung»
verabschiedete die FDP verschiedene Postulate zur Gleichstellung der Geschlechter.
Konkret forderte sie den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu allen Berufen und
Positionen, die Einführung von Blockzeiten an den Schulen, freiwillige Tagesschulen
sowie flexible Arbeitsformen und Teilzeitarbeit. Ferner trat sie für ein geschlechts- und
zivilstandsunabhängiges Sozialversicherungs- und Steuersystem ein. Die Forderungen
basieren auf einer im Auftrag der FDP erstellten Pilotstudie «Frau und Mann in
Wirtschaft und Gesellschaft der Schweiz». 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.01.1995
EVA MÜLLER

In ihrer Wahlplattform 95 «Die Schweiz muss wieder sozialer werden» sprach sich die
SP gegen die neoliberale Wirtschaftspolitik aus und forderte einen Ausbau des
Sozialstaats über Steuererhöhungen sowie Sparpotentiale, die sie im Strassenbereich,
in der Landwirtschaft, in der Landesverteidigung und im Zivilschutz ortete. Ausserdem
stellte die Partei «14 Thesen gegen die Erwerbslosigkeit» vor, in denen sie in einem
ersten Schritt die 40-Stunden-Woche, mittelfristig die 35-Stunden-Woche anstrebt. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1995
EVA MÜLLER

Trotz den Bemühungen um ein klares Profil zerfiel die CVP bei der Abstimmung über
das revidierte Arbeitsgesetz - der als Kraftprobe zwischen Unternehmerinteressen und
Arbeitnehmerschutz eine hohe symbolische Bedeutung zukam - in zwei Lager. Während
der wirtschaftsnahe Flügel das Gesetz unterstützte, stiess es beim christlichsozialen
Flügel, bei den CVP-Frauen und bei vielen welschen Delegierten auf Opposition.
Umstritten war dabei insbesondere auch die Sonntagsarbeit, welche als
familienfeindlich taxiert wurde. Mit 120 zu 82 Stimmen beschlossen die Delegierten
schliesslich die Nein-Parole und setzten sich damit der harschen Kritik der anderen
bürgerlichen Parteien aus. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1996
EVA MÜLLER

Ein SP-Positionspapier zur Zukunft des öffentlichen Dienstes wurde am Davoser
Parteitag zwar diskutiert, jedoch zur Überarbeitung an den Vorstand zurückgewiesen,
um einen Streit mit den Gewerkschaften insbesondere bezüglich
Arbeitszeitreduktionen zu verhindern. Das Positionspapier schlägt eine flexible
Reduktion der Wochenarbeitszeit im öffentlichen Dienst von 41 auf 33 Stunden vor. Als
Ausgleich für die Arbeitszeitreduktion um 20% würden die Löhne um durchschnittlich
6% gesenkt, wobei untere Einkommen geschont werden sollen. Damit könnten, so die
Hoffnung der SP-Spitze, bis zu 15'000 Arbeitsplätze geschaffen werden. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.11.1996
EVA MÜLLER

In Basel-Stadt, wo die Novartis-Fusion hohe Wellen warf, trat die SP unter dem Slogan
«Wir sind konservativ» zu den kantonalen Wahlen an. Sie festigte damit das Bild der
bewahrenden Kraft in Bezug auf die soziale Sicherheit, Löhne und Arbeitsplätze, die
sich der Entmachtung der Politik durch eine anonyme Wirtschaft entgegenstemmt. 
Einen Sieg in diesem Sinne konnte die SP im Dezember mit der gewonnenen
Abstimmung über das revidierte Arbeitsgesetz verbuchen, gegen das sie zusammen mit
den Gewerkschaften das Referendum ergriffen hatte. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER

Um wirtschaftspolitisch Terrain gutzumachen, präsentierte die FDP 79 Vorschläge zur
Verbesserung der Situation der KMU (kleine und mittlere Unternehmen). Unter
anderem will sie sich für weniger Vorschriften, eine unternehmensfreundlichere Bau-
und Umweltschutzgesetzgebung und eine vereinfachte Administration der
Mehrwertsteuer einsetzen. Eine Zunahme der Lohnnebenkosten als Folge der
Sozialleistungen lehnt sie ab. Die FDP bot ausserdem - teilweise gegen den Willen ihres
eigenen Bundesrates, Finanzminister Kaspar Villiger - Hand zu Finanzvorlagen, die
zusammen Steuererleichterungen, aber auch Steuerausfälle in Milliardenhöhe bringen
könnten. An einer Delegiertenversammlung in Biel sprach sich die FDP im Grundsatz für
eine ökologische Steuerreform bis zum Jahr 2005 aus, namentlich auch, um die
Lohnnebenkosten zu senken. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.08.1997
EVA MÜLLER
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In der Antwort auf den IDA FiSo-2-Bericht forderte der SP-Vorstand einen Ausbau des
Sozialstaates und nannte die Einführung einer Mutterschaftsversicherung, die
Flexibilisierung des Rentenalters, einen eigenständigen Anspruch ausgesteuerter älterer
Arbeitsloser auf Ergänzungsleistungen, die Erhöhung des Beitragsplafonds bei der ALV
auf 243'000 CHF, die bessere Absicherung der Teilzeitarbeit, ein eidgenössisches
Minimum für Kinderzulagen (200 CHF) und ein Recht auf Existenzsicherung als
vordringliche Massnahmen, wobei eine höhere Gewinnausschüttung der Nationalbank
an die Kantone für einen Lastenausgleich sorgen soll. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.02.1998
URS BEER

Das gleichzeitig beschlossene Förderungsprogramm zur Halbierung der Arbeitslosigkeit
wurde während zweier Stunden ausgiebig diskutiert. Im Zentrum des Programms
standen Innovationen in die Bildung, die Förderung der KMU, die Sicherung der
öffentlichen Infrastruktur, Arbeitszeitverkürzungen und Beschäftigungsprogramme. 

Einem Antrag der Sektion Lausanne 3, die Strommarktliberalisierung grundsätzlich
nicht gutzuheissen, wurde stattgegeben. Ebendiese Absage an die
Strommarktliberalisierung brachte SP-Frauenpräsidentin Jacqueline Fehr (ZH) auf den
Plan. In einem Brief an die Parteileitung kritisierte sie das planlose und beliebige
Vorgehen der SP im Wahljahr. Der «naive» Strommarkt-Beschluss der Partei sei ein
deutliches Zeichen dafür, dass die Partei die Diskussion um Liberalisierung und
Modernisierung scheue, ausser einem pauschalen Nein jedoch keine Lösungsvorschläge
zustande bringe. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

An ihrer Delegiertenversammlung in Winterthur beschloss die SP die Ja-Parole zum
Uno-Beitritt der Schweiz und zur Initiative „für eine kürzere Arbeitszeit“. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2001
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Parteitag in Landquart (GR) beschlossen die Delegierten der SVP die Nein-
Parole zur Volksinitiative "für eine kürzere Arbeitszeit". Parteipräsident Ueli Maurer
übte Kritik an der bundesrätlichen Informationspolitik zur UNO-Vorlage, welche die SVP
bereits im November 2001 zur Verwerfung empfohlen hatte. Nach kurzer Diskussion –
Einwände kamen von den Gesundheitsdirektoren der Kantone Aargau und Thurgau und
von Ärzten – beschlossen die SVP-Delegierten einstimmig und ohne Enthaltung, eine
Krankenkasseninitiative vorzubereiten. Die geplante Krankenkasse soll analog zur
Altersvorsorge auf drei Säulen aufbauen: Die erste Säule mit der obligatorischen
Grundversicherung umfasst bei eingeschränkter Arztwahl nur noch existenziell
notwendige Leistungen; in der zweiten Säule, welche eine Aufnahmepflicht für die
Versicherer vorsieht, können zusätzliche Leistungen bei freier Arztwahl versichert
werden; die dritte Säule ist den bisherigen auf dem Privatversicherungsrecht
beruhenden Zusatzversicherungen vorbehalten. Mit diesem Modell hofft die SVP, 20%
der Prämienkosten einzusparen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.01.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung vom Januar beschlossen die Christlichdemokraten
mit lediglich einer Gegenstimme die Ja-Parole zur UNO-Beitrittsinitiative; die
Volksinitiative zur 36-Stunden-Woche hatte der Vorstand zur Ablehnung empfohlen.
Nach einer engagierten Diskussion verabschiedeten die Delegierten mit 143:66 Stimmen
eine Resolution, welche die Erweiterung des bundesrätlichen Gegenvorschlags zur
Avanti-Initiative verlangte. Der Urner Ständerat Hansueli Stalder, der unterstützt von
der Jungen CVP den Verzicht auf die zweite Gotthardröhre gefordert hatte, war zuvor
knapp unterlegen. Im Anschluss an die ordentliche Delegiertenversammlung führte die
CVP mit einer Soirée des Délégués ein Polit-Happening mit kulinarisch-kulturellem
Programm nach dem Vorbild der US-amerikanischen Parteitage durch, das gemäss
Generalsekretär Reto Nause den inneren Zusammenhalt der Partei unterstreichen
soll. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.01.2002
MAGDALENA BERNATH
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Anfang September fand ein „Arbeitsgipfel“ der SP statt. An diesem forderte die SP
„anständige Arbeitsbedingungen für alle“ und einen Mindestlohn von 3500 Franken. Sie
kritisierte gleichzeitig die hohen Managersaläre. Parteipräsident Fehr sprach sich für
eine enge Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften aus. Die Delegierten
verabschiedeten eine 12-Punkte-Deklaration für eine sozialere und gerechtere Schweiz,
in der unter anderem eine bessere Integration von Behinderten in die Arbeitswelt, ein
flexibles Rentenalter 62 und die strikte Anwendung der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit gefordert wurden. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.09.2007
SABINE HOHL

Im September gab die SP ihre Schwerpunkte für die kommenden drei Jahre bekannt:
Soziale Gerechtigkeit (gegen Sozialabbau bei ALV und IV, für eine Modernisierung der
Sozialwerke), Erhöhung der Kaufkraft (höhere Löhne, Renten und Kinderzulagen sowie
tiefere Lebenshaltungskosten) und Förderung der erneuerbaren Energien. Mit diesen
Themen wolle die SP sowohl die Arbeiter- als auch die Mittelschicht ansprechen. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.09.2008
SABINE HOHL

Am 27. Juni hielt die SP eine Delegiertenversammlung in Winterthur (ZH) ab. Die
Delegierten verabschiedeten ein Positionspapier zur Finanzmarktreform. Darin wurde
eine Reihe von Vorschlägen für eine stärkere Regulierung der Finanzmärkte gemacht.
Zu den Forderungen der SP gehören eine höhere Transparenz bei Hedge Funds und
Private Equity Funds und gesetzliche Regelungen für Managerboni. Neue
Finanzprodukte sollen besser geprüft und die Finanzmarktaufsicht gestärkt werden.
Zudem sollen die Banken verkleinert werden, um das Systemrisiko zu verringern, und sie
sollen höhere Eigenmittel aufweisen müssen. Folgende Parolen wurden an der
Delegiertenversammlung beschlossen: Ja zur IV-Zusatzfinanzierung über die
Mehrwertsteuer und Ja zum Verzicht auf die Einführung der allgemeinen
Volksinitiative. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.06.2009
SABINE HOHL

Im Juni stellte die SP auf ihrer Internetseite fünf Projekte für Volksinitiativen vor, über
die online diskutiert und abgestimmt werden konnte. Als Favoriten stellten sich die
Initiativprojekte „Neue Arbeitsplätze dank erneuerbaren Energien“ und „Lohndumping
verbieten – Mindestlohn für alle“ heraus. Die Mindestlohninitiative fordert, dass der
Bundesrat jedes Jahr einen Mindestlohn in der Höhe von 60% des Medianlohnes
festlegt. Am ausserordentlichen Parteitag der SP in Schwyz Mitte Oktober sprachen sich
die Delegierten mit grosser Mehrheit für die Lancierung dieser Volksinitiativen aus. Die
SP nützte damit erneut das Instrument der Volksinitiative: Anfang Oktober hatten
bereits die Jungsozialisten ihre „1:12“-Initiative lanciert, die verlangt, dass der höchste
Lohn in einem Unternehmen maximal zwölfmal höher sein soll als der tiefste. Weiter
wurde am Parteitag die Ja-Parole für die GSoA-Initiative für ein Verbot von
Kriegsmaterialexporten gefasst. Die Anti-Minarett-Initiative wurde hingegen einstimmig
abgelehnt. Zur Vorlage „Spezialfinanzierung Luftverkehr“ wurde Stimmfreigabe
beschlossen. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.10.2009
SABINE HOHL

Dass die Partei die Geduld mit den Banken verliert, zeigte sich auch wenige Tage nach
der Weissgeld-Diskussion. Der Parteivorstand empfahl den Aktionären der Grossbank
Crédit Suisse, den Vergütungsbericht an der Generalversammlung abzulehnen. Damit
sollte ein Zeichen gegen die hohen Boni gesetzt werden. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2010
MARC BÜHLMANN

Ein Schlagabtausch zwischen dem Vater der Abzockerinitiative, Thomas Minder
(parteilos, SH), und Christoph Blocher wurde für 2013 erwartet. Minder war
zuversichtlich, bei der Volkspartei Unterstützung für seine Initiative zu finden. Blocher
wollte sich hingegen für den indirekten Gegenvorschlag stark machen. Ende Jahr
gründete der Zürcher Nationalrat zusammen mit Unternehmern ein Komitee, das sich
zugunsten einer schnelleren Umsetzung des Gegenvorschlages gegen die Initiative
einsetzen sollte. Dem Komitee gehörten neben dem aus der grossen Kammer
zurücktretenden Peter Spuhler (TG) die Nationalräte Ulrich Giezendanner (AG), Jean-
François Rime (FR) und Sylvia Flückiger (AG) an. Die SVP selber hat im Berichtsjahr noch
keine Parole zur Abzockerinitiative beschlossen. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Nach dem deutlichen Ja zur Abzockerinitiative hatte FDP-Nationalrat Ruedi Noser (ZH)
zusammen mit Gleichgesinnten den Verein „SuccèSuisse“ ins Leben gerufen. Ziel ist
eine Verteidigung der liberalen Wirtschaftsordnung gegen Angriffe von rechts und links.
Dem Verein traten relativ rasch rund 600 unternehmerisch tätige Personen bei. Man
versteht sich als Ergänzung zu den bestehenden Wirtschaftsverbänden und will mit
persönlichem Engagement gegen die anstehenden Volksbegehren kämpfen, die das
Erfolgsmodell Schweiz bedrohten: die 1:12-Initiative, die Forderung eines Mindestlohns,
die Einführung der Erbschaftssteuer, die Initiative gegen die Masseneinwanderung und
das Begehren für die Abschaffung der Pauschalbesteuerung gelte es abzuwenden. Die
zuerst auch parteipolitisch breit aufgestellte Gruppierung verlor allerdings die
Unterstützung der SVP. Der Zuger SVP-Nationalrat Thomas Aeschi distanzierte sich,
nachdem Noser Opposition gegen die Masseneinwanderungsinitiative angekündigt
hatte. 18

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.08.2013
MARC BÜHLMANN

Insbesondere bei den Abstimmungsvorlagen, die am 3. März des Berichtjahrs an die
Urne gelangten, tat sich die FDP schwer mit der Parolenfassung. Umstritten waren
dabei nicht nur der Familienartikel, sondern auch die Beschlussfassung zum revidierten
Raumplanungsgesetz (RPG). Die Nein-Parole zur Festschreibung eines Artikels zur
Familienpolitik in der Verfassung war von der Präsidentenkonferenz gefällt worden, was
nicht nur parteiintern Protest auslöste, sondern auch zu abweichenden Empfehlungen
der FDP-Frauen und nicht weniger als sechs Kantonalsektionen führte: Ein Ja
empfahlen die FDP-Sektionen der Romandie (GE, JU, NE, VD) sowie des Kantons Bern,
während sich die FDP-Kantonalsektion Basel-Stadt für Stimmfreigabe entschloss. Das
an der Delegiertenversammlung in Zürich Anfang Februar nur relativ knapp mit 185 zu
85 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zustande gekommene Nein zum RPG, die abweichende
Ja-Empfehlung der FDP-Frauen und die vier abweichenden Kantonalsektionen (AG, BE,
LU, NE) waren Indikatoren für die parteiinterne Umstrittenheit in der
Raumplanungspolitik. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war die Angst vor der
extremeren Landschaftsinitiative, die bei einem Nein zum RPG an die Urne gekommen
wäre. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte sich der Freisinn mit 236 zu 8 Stimmen
bei drei Enthaltungen gegen die Abzockerinitiative ausgesprochen. Hier wich die
Sektion des Kantons Tessin ab, die ein Ja empfahl. In zwei der erwähnten drei
umstrittenen Vorlagen traf die FDP mit ihrer Parole nicht die Mehrheitsmeinung (RPG,
Abzocker). Dies passierte ihr bei den restlichen acht Vorlagen nur noch bei ihrer Ja-
Empfehlung zur Erhöhung der Gebühr für die Autobahnvignette, die nach einer hitzigen
Debatte Mitte Oktober in Genf mit 110 zu 58 Stimmen beschlossen wurde – gegen das
vorgebrachte Argument, es handle sich um eine Zweckentfremdung fiskalischer
Einnahmen aus dem Strassenverkehr. Die junge FDP beschloss hierzu auf Opposition
zur Mutterpartei zu machen und ein Nein zu empfehlen. Bei den restlichen sieben
Vorlagen traf die FDP mit ihrer parteiintern unbestrittenen Empfehlung jeweils den
Mehrheitswillen der Stimmbevölkerung. Das Nein zur Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates kam mit 198 zu 5 Stimmen zustande und das Ja zur Asylgesetzrevision
wurde mit 207 zu einer Stimme an der Delegiertenversammlung im Mai in Baden
gefasst. Ebenso deutlich waren die Abfuhren der GSoA-Initiative zur Abschaffung der
Wehrpflicht (213 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) und der 1:12-Initiative (201 zu 1
Stimme). Die Revision des Arbeitsgesetzes wurde einstimmig zur Annahme empfohlen.
Während diese drei Vorlagen an der Delegiertenversammlung Ende August in Thun
diskutiert wurden, beschloss die Präsidentenkonferenz bereits vorher das Ja zum
Epidemiengesetz. Neben dem Beschluss zur Autobahnvignette wurde an der
Delegiertenversammlung in Genf Mitte Oktober mit 146 zu 8 Stimmen auch ein
deutliches Nein gegen die SVP-Familieninitiative beschlossen – Parteipräsident Müller
bezeichnete das Begehren als Unsinn, der kein Privileg der Linken sei. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2013
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

In der Sachpolitik setzte die GPS im Berichtsjahr mit ihrer Forderung nach einem
staatlich garantierten Mindesteinkommen (GME) einen Akzent. Gemäss dem
Thesenpapier der GPS soll dieses seit einiger Zeit von neoliberalen Ökonomen
vertretene Modell die bestehenden Sozialwerke teilweise ersetzen und vor allem jenen
zugute kommen, die keine Lohnarbeit verrichten oder wegen reduzierter
Erwerbstätigkeit (z.B. infolge von Erziehungsaufgaben) das Existenzminimum nicht
erreichen. Das Mindesteinkommen soll nicht mehr über Lohnprozente, sondern über
eine Besteuerung der gesamten Wirtschaftskraft finanziert werden. Zudem sollte das
Obligatorium der beruflichen Vorsorge (BVG) abgeschafft und die AHV gestärkt
werden. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Konkretes mit Utopischem verknüpfen wollte die PdA in ihrer Wahlplattform «Zehn
Notwendigkeiten für eine solidarische und fortschrittliche Schweiz». Darin stellt sie die
gesellschaftliche Verteilung der Arbeit in Frage und postuliert längerfristig die
Einführung der 32-Stundenwoche ohne Kürzung der Löhne. Weiter fordert sie eine
allgemeine Sozialversicherung, die mit Lohnprozenten finanziert wird und sowohl AHV
wie auch Kranken- und Arbeitslosenversicherung beinhaltet. Klar sprach sich die Partei
für einen raschen EU-Beitritt aus. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.06.1995
EVA MÜLLER

Ihre Wahlplattform stellten die Grünen unter das Schwerpunktthema ökologische
Wirtschafts- und Steuerreform, wonach Energie statt Arbeit zu besteuern sei. Die
Einführung einer Energiesteuer zur Finanzierung des Sozialbereiches, welche im 2. Teil
einer Doppelinitiative angestrebt wird, verabschiedete die Partei ebenso diskussionslos
wie die Forderungen nach einer wirksamen CO2-Abgabe, keinem weiteren Ausbau der
Autobahnen, dem Ausstieg aus der Atomenergie und dem Verbot der Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen. Neu wehren sich die Grünen nicht mehr gegen
jegliches Wirtschaftswachstum, sondern sie fordern dessen Gestaltung mit
umweltgerechten Innovationen. Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schlug die Partei
ein Bonus-Malus-System vor, gemäss welchem Arbeitgeber, die Teilzeitarbeit fördern,
beispielsweise mit einer Reduktion des Arbeitslosenversicherungs-Beitrags belohnt
würden. Für das neue Jahrtausend soll gemäss den Grünen die 30-Stunden-Woche zum
Normalfall werden. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1995
EVA MÜLLER

Die PdA trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und sagte
damit einer «ultraliberalen Wirtschaftspolitik» den Kampf an. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.04.1996
EVA MÜLLER

Ende August drohte die PdA der SP mit dem Austritt aus der sozialdemokratischen
Fraktion der Bundesversammlung, falls die SP nicht klar Stellung nehme zur
«antisozialen Offensive» der bürgerlichen Parteien und der Wirtschaft. Insbesondere
verlangte sie von der SP eine klare Kampfansage an die Senkung der Löhne des SBB-
Personals, an die Privatisierung von PTT und SBB und an den Abbau der staatlichen
Sozialleistungen. 24

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.08.1996
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung zur Zukunft des Sozialstaats wurde der Parteivorstand
beauftragt, eine Volksinitiative für ein existenzsicherndes Grundeinkommen
auszuarbeiten. Damit reagierte die GPS einerseits auf eine im Berichtsjahr erschienene
Armutsstudie, andererseits auf die zunehmende Überforderung der Städte mit ihren
Fürsorgeleistungen. Die Existenzsicherung müsse von der Erwerbsarbeit abgekoppelt
und als Bundesaufgabe etabliert werden. Als zusätzliche Finanzierungsquelle wurde
eine eidgenössische Schenkungs- und Erbschaftssteuer vorgeschlagen. Die Delegierten
beschlossen ferner, die Volksinitiative zur «gerechten Verteilung von bezahlter und
unbezahlter Arbeit» der Gesellschaft für gerechte Arbeitsverteilung aktiv zu
unterstützen. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.02.1997
EVA MÜLLER
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Die Parolen der PdA deckten sich mit jenen der SP, mit Ausnahme der Volksinitiative
des Gewerkschaftsbundes "für eine kürzere Arbeitszeit", welche die PdA zur Ablehnung
empfahl, da die Initiative auch eine gewisse Flexibilisierung (Jahresarbeitszeiten)
einführen wollte. In den Parlamentswahlen in den Kantonen Waadt (12) und Jura (1)
konnte die PdA ihre Mandate halten.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst gaben die Delegierten der GP in Stans (NW) einstimmig die Ja-Parole zum
von ihnen mit lancierten Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft heraus.
Parteipräsidentin Ruth Genner (ZH) äusserte die Hoffnung, das erstmalige Bündnis mit
dem schweizerischen Bauernverband bilde den Anfang einer erfolgreichen
ökologischen Ausrichtung der schweizerischen Landwirtschaftspolitik. Mit 82:7
Stimmen bei zehn Enthaltungen empfahlen die Grünen nach engagierter Diskussion die
Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten in Bahnhöfen zur Ablehnung. In einer
Resolution forderten sie Bundesrat und Parlament auf, die Lex Koller nicht aufzuheben,
ohne Schutzmassnahmen zu ergreifen; die Möglichkeit für Personen mit Wohnsitz im
Ausland, uneingeschränkt Grundstücke zu erwerben, werde zu einer starken Zunahme
von Wochenendhäusern und Zweitwohnungen führen, was sich katastrophal auf die
Landwirtschaft, die Umwelt und die Wirtschaft in den Tourismusregionen auswirke. 26

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.10.2005
MAGDALENA BERNATH

An einer Medienkonferenz am Internationalen Tag der Frau sprach sich die Grüne
Fraktion für die Einsetzung einer Unabhängigen Kommission zur Förderung der
Lohngleichstellung aus. Lohngleichheit sei zwar in der Verfassung festgeschrieben,
aber noch lange nicht erreicht, weshalb diese Kommission nötige Massnahmen
erarbeiten und durchsetzen solle. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.03.2011
MARC BÜHLMANN

Zünglein an der Waage spielte die GLP bei der Debatte um die Abzockerinitiative. War
die Partei zuerst noch für die Bonussteuer, die als direkter Gegenvorschlag vorgelegt
werden sollte, machte sie Mitte Juni eine Kehrtwende und half mit, diese zu versenken.
Bäumle rechtfertigte die von den Befürwortern eines Gegenvorschlages heftig
kritisierte Kehrtwende damit, dass Minder selber gegen die Bonussteuer sei und seine
Initiative wahrscheinlich eher zurückziehe, wenn der indirekte Gegenvorschlag alleine
vorläge. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.06.2012
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Neben Gewerkschaften, SP, Grünen und EVP trug auch die EDU das Referendum gegen
das revidierte Arbeitsgesetz mit und sprach sich gegen «grenzenlose
Konsummöglichkeiten» und eine weitere «Sonntagsentheiligung» aus. 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.1996
EVA MÜLLER

Die EVP trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und wehrte
sich im Abstimmungskampf zusammen mit den Landeskirchen insbesondere vehement
gegen die Lockerung des Sonntagsarbeitsverbots. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.11.1996
EVA MÜLLER

Anfang Januar wählte die EVP in Riehen (BL) Joël Blunier zum neuen, vollamtlichen
Generalsekretär. Blunier, zuvor wissenschaftlicher Mitarbeiter der EVP Schweiz, trat
die Nachfolge von Daniel Reuter an. Ausserdem sprachen sich die Delegierten für den
UNO-Beitritt der Schweiz aus. Der Zentralvorstand lehnte die Initiative "für eine kürzere
Arbeitszeit" ab. 31

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Die Geschäftsleitung der EVP kündigte an, die Volksinitiative des Schaffhauser
Unternehmers Thomas Minder gegen überrissene Managerentschädigungen (so
genannte Abzockerlöhne) aktiv zu unterstützen, um den Druck auf Parlament und
Bundesrat verstärken zu helfen. Die EVP war ausser der Luzerner Sektion der FDP die
einzige Partei, die diese Initiative mitzutragen gewillt war.
Im Übrigen unterstützte die EVP den Bildungsartikel und die linke Kosa-Initiative. 32

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.11.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ende Jahr entschlossen sich die EVP-Delegierten in Solothurn mit 91 zu 18 Stimmen, die
Abzockerinitiative zur Annahme zu empfehlen. Thomas Minder (parteilos, SH), der an
die Versammlung eingeladen worden war, überzeugte die Abgeordneten davon, dass
nur die Initiative alle Hintertüren schliesse. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.12.2012
MARC BÜHLMANN
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